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Bei der jüngsten Tragödie im Ärmelkanal sind mindestens 27 Flüchtlinge, darunter fünf Frauen und
ein junges Mädchen, ertrunken, als ihr Schlauchboot in den eisigen Gewässern kenterte.
Französische und britische MinisterInnen haben die Gelegenheit genutzt, um sich gegenseitig die
Verantwortung für diese Barbarei zuzuschieben. Das Einzige, worauf sie sich einigen können, ist, die
Schuld bösen MenschenschmugglerInnen anzulasten, die Verzweiflung und Elend ausnutzen. Das ist
schamloser Zynismus, der dem Rassismus Vorschub leistet, wenn er von denjenigen kommt, die die
Verzweiflung, die so viele zur Flucht zwingt, maßgeblich mit verursacht haben.

Zynismus

„Warum hat Frankreich sie von seiner Küste weggelassen?“, fragen Boris Johnson und Priti Patel,
die britische Innenministerin. „Warum haben die BritInnen keine Büros eröffnet, in denen sie legal
ihre Aufnahme beantragen können?“, fragt Emmanuel Macron.

In der Zwischenzeit sucht Patel nach einer rechtlichen Handhabe für den Befehl an die britische
Marine, die Beiboote in französische Hoheitsgewässer zurückzudrängen, was einen Verstoß gegen
das Seerecht darstellt, das eine absolute Pflicht zu ihrer Rettung vorsieht. Die britischen
Rechtsaußenzeitungen titeln derweil schreiende Schlagzeilen, in denen sie aufgefordert wird, „sich
zusammenzureißen“ und „Großbritannien vor einer Invasion zu schützen“.

Es ist sicherlich richtig, dass in diesem Jahr viel mehr Flüchtlinge den Ärmelkanal überquert haben.
Im Juli überstieg die Zahl das Niveau des gesamten Jahres 2020, und im November überschritt eine
tägliche Überfahrt zum ersten Mal die Zahl von 1.000. Die Ursache für die steigende Zahl der
Überfahrten ist die Blockade aller anderen Reisemöglichkeiten. Die britische Regierung kalkulierte
zynisch, dass die Gefahren der Überfahrt viele von der Reise abhalten würden, insbesondere im
Winter.

Ein weiterer wichtiger Faktor sind die ständigen kriegerischen Auseinandersetzungen in
Afghanistan, Jemen, Äthiopien und Sudan, ganz zu schweigen von den wirtschaftlichen
Auswirkungen von Covid in Afrika. Viele Flüchtlinge kommen aus überfüllten Lagern im Iran und in
der Türkei, die Millionen Menschen aus Syrien und dem Irak aufgenommen haben.

Großbritannien, Frankreich und die Vereinigten Staaten tragen einen großen Teil der Schuld für die
Bombardierung, die Invasion und die Verhängung harter Wirtschaftssanktionen gegen eine Reihe
von Ländern in der Region. Jetzt haben die westlichen Mächte alle Hilfe und Finanzmittel aus
Afghanistan abgezogen und die Gold- und Währungsreserven des Landes an die Zentralbanken in
Frankfurt, London, Paris und New York überwiesen, um sie als Lösegeld zu behalten.

Sie setzen den Hunger als Waffe gegen die Taliban ein, und diese wiederum treiben die Menschen
dazu, vor ihrem repressiven Regime zu fliehen. Sprachliche Faktoren (die Verbreitung des
Englischen als weltweite Verkehrssprache) und Familienangehörige in Großbritannien machen es zu
einem natürlichen Ziel für diejenigen, die Sicherheit oder Arbeit suchen, was ihnen ermöglichen
würde, Geld an ihre Familien in der Heimat zu überweisen.
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Großbritannien und Frankreich ignorieren die unbestreitbare Tatsache, dass die „Illegalität“ dieser
unglücklichen Menschen gerade in ihrer eigenen schamlosen Weigerung liegt, den vor Krieg und
Hunger Fliehenden die Einreise zu gewähren, wozu sie nach internationalem Recht verpflichtet sind.
Die BritInnen eröffnen keine Büros, in denen Flüchtlinge Asylanträge stellen können, bevor sie den
Ärmelkanal erreichen. In Frankreich erhalten sie nicht einmal eine angemessene vorübergehende
Unterkunft oder dürfen dort kampieren. Stattdessen werden sie in erbärmlichen
Behelfsunterkünften am Straßenrand oder in Wäldern untergebracht. Die einzige Hilfe kommt von
freiwilligen HelferInnen mit einem Sinn für menschliche Solidarität.

Wenn sie Großbritannien erreichen, werden sie in Auffanglagern festgehalten. Priti Patel wollte sie
sogar in ausgemusterten Kreuzfahrtschiffen vor der Südküste festhalten, bis ein Aufschrei sie davon
abhielt.

Auf der anderen Seite Europas werden Flüchtlinge als Schachfiguren in den Kämpfen zwischen der
EU, Polen und Weißrussland behandelt, in eklatanter Missachtung all ihrer feierlichen Erklärungen
zu den Menschenrechten und der gemeinsamen Pflicht, Asyl zu gewähren. Großbritannien hat sogar
Truppen an die östlichen Grenzen der Nato geschickt, um deren Abwehr zu stärken.

Öffnet die Grenzen!

KommunistInnen, SozialistInnen und GewerkschafterInnen in Großbritannien, Frankreich und der
gesamten EU müssen diesem grausamen Spiel ein Ende setzen. Die Grenzen Europas und
Großbritanniens zu Lande, zu Wasser und in der Luft sollten für alle geöffnet werden, die vor Krieg,
Unterdrückung und wirtschaftlicher Not Asyl suchen. Diejenigen „Illegalen“, die bereits hier sind,
müssen den Flüchtlingsstatus und Zugang zu Gesundheits- und Sozialdiensten, Bildung und
Wohnraum erhalten. ArbeiterInnenparteien und Gewerkschaften sollten sie willkommen heißen.

Die Mediengewerkschaften sollten die Druckmaschinen stoppen und den Zeitungen und Sendern,
die Angst und Hass gegen diese leidenden Menschen schüren, so wie es Zeitungen wie die Daily
Mail in den 1930er Jahren den vor der NS-Verfolgung fliehenden Juden und Jüdinnen angetan
haben, den Stecker ziehen. Die meisten dieser Menschen wollten ihre Heimat, ihre Arbeit und ihre
Familien nicht unter schrecklichen Gefahren verlassen.

Die westlichen Mächte, die die Reserven Afghanistans halten, müssen diese freigeben. Westliche
Nichtregierungsorganisationen müssen die Möglichkeit erhalten, die medizinische und
Nahrungsmittelhilfe wieder aufzunehmen. Die unermesslich reichen imperialistischen Mächte
müssen den Ländern, die unter Covid und dem Klimawandel leiden, Hilfe zukommen lassen. Dies
wäre nur die minimalste Wiedergutmachung, die diese Länder nach Jahrhunderten der Ausbeutung
durch den europäischen und nordamerikanischen Kolonialismus und Imperialismus verdienen.


